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Interview mit Enver Robelli, Auslandredaktor Tages-Anzeiger

“Auswendig gelernte
Schlagworte”
In Kürze beginnen die Verhandlungen
über den endgültigen Status des Koso-
vo. Enver Robelli, Auslandredaktor
beim Zürcher Tages-Anzeiger, verfolgt
das Geschehen seit Jahren. 

Enver Robelli, Sie haben sich immer sehr kri-
tisch mit den Politikern Serbiens und des Koso-
vo auseinandergesetzt. Wie sehen Sie heute die
Voraussetzungen für reale Verhandlungen?

Die internationale Gemeinschaft hat einen
engen Verhandlungsrahmen festgelegt. Die
westlichen Staaten und Russland schliessen
folgende Möglichkeiten zur Lösung der Status-
frage Kosovos aus: eine Rückkehr unter serbi-
scher Herrschaft, eine territoriale Teilung oder
eine Vereinigung des Kosovo mit anderen alba-
nisch besiedelten Gebieten. Als mögliche Lö-
sung bleibt eine Art beschränkter Souveränität,
wie sie von renommierten Denkfabriken und
Balkan-Experten favorisiert wird. Über die Ein-
zelheiten werden die beiden Konfliktparteien
verhandeln. 

Nachdem der Uno-Sicherheitsrat am 24.
Oktober grünes Licht für die Aufnahme von
Verhandlungen gegeben hat, ist auch die serbi-
sche Regierung bereit, mit den Verhandlungen
zu beginnen. Der Präsident des Kosovo, Ibra-
him Rugova, hat bereits eine Verhandlungsde-
legation bestimmt. Die plötzliche Bereitschaft
der beiden Seiten für Gespräche ist nur mit dem
Druck der EU und der USA zu erklären.
Gleichzeitig versucht Brüssel, das Wohlwollen
Belgrads mit Versprechen über die EU-Integra-
tion des Landes zu sichern. Es handelt sich um
die übliche Zuckerbrot-und-Peitsche-Strategie. 

Die internationale Gemeinschaft ist zum
Schluss gekommen, dass der Status quo in
Kosovo nicht mehr haltbar ist. Diese Einsicht
wuchs vor allem nach den verheerenden Unru-
hen albanischer Extremisten gegen die Minder-
heiten der Serben und Roma im vergangenen
März. So zynisch es klingt: Erst nach den Aus-
schreitungen erkannten die Uno-Verwaltung
und die westlichen Politiker in Brüssel und

Washington, dass sie nach den Anschlägen
vom 11. September 2001 den gefährlichsten
Konflikt in Südosteuropa ignoriert hatten. 

Inzwischen ist selbst die Uno zum Schluss
gekommen, dass ihre Mission in Kosovo gründ-
lich reformiert, vielleicht auch ganz abgezogen
und durch eine EU-Verwaltung ersetzt werden
muss. Selbst die interne Überwachungsbehörde
der Uno hat Mitte Oktober die ausufernde Kor-
ruption in den von der Uno verwalteten Unter-
nehmen in Kosovo beklagt.

Über die Forderung nach Unabhängigkeit hin-
aus ist kaum ein konkretes politisches Projekt
im Kosovo auszumachen. Gibt es überhaupt
eine Zivilgesellschaft oder spielen Politiker
einfach die nationalistische Karte für ihre eige-
nen Interessen aus?

In der kosovo-albanischen Gesellschaft besteht
ein breiter Konsens für die Unabhängigkeit der
Provinz. Das Regime von Slobodan Milosevic
hat mit seiner zehnjährigen Unterdrückungs-
politik jede Chance für eine Rückkehr der Pro-
vinz unter serbische Verwaltung verspielt. Den
Preis für diese Politik werden in den nächsten
Monaten die Politiker in Belgrad zahlen. 

Die Frage lautet jetzt: Wie wird die Selbst-
ständigkeit des Kosovo inhaltlich aussehen?
Darüber findet in Pristina unter Politikern oder
Vertretern der Zivilgesellschaft kaum eine
öffentliche Debatte statt. Es bleibt bei Schlag-
wörtern wie Menschenrechte, Zivilgesellschaft
und Toleranz, die in Workshops internationaler
Organisationen auswendig gelernt wurden.
Deshalb ist für eine halbwegs friedliche Zu-
kunft des Kosovo eine weitere internationale
Präsenz unabdingbar. 

Da alle Länder der Region eine Integration in
die EU anstreben, ist es logisch, dass Brüssel
mehr Verantwortung übernimmt. Vor allem in
Fragen, welche die Minderheiten betreffen, muss
die EU eingreifen können, sollte die kosovari-
sche Regierung internationale Menschrechts-
standards missachten. Auch bei der Bekäm-
pfung der organisierten Kriminalität muss die
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EU energisch auftreten und konkrete Aktionen
fordern. Dazu gehört auch die Festnahme von
selbst ernannten Kriegshelden, die Verbrecher-
syndikate decken und die Politik diktieren.

Welche Rolle spielen Medien im Kosovo, um
gesellschaftliches und politisches Bewusstsein
zu schaffen und den Prozess der Demokratisie-
rung zu unterstützen?

Die Rolle der unabhängigen Medien wird
immer wichtiger. Die zwei Zeitungen: Koha
Ditore und Express treten kompromisslos für
eine demokratische und gerechte Gesellschaft
ein. In den letzten Monaten prangerten beide
Blätter immer wieder die Korruption der Poli-
tiker an. 

Auch das öffentlich-rechtliche Fernsehen
RTK, das bei den Unruhen vom vergangenen
März mit seiner unprofessionellen Bericht-
erstattung eine unrühmliche Rolle gespielt hat,
löst sich von den Fesseln der internationalen
Überwacher, die seit 1999 eine protokollartige
Berichterstattung durchgesetzt hatten. 

Kaum eine Rolle spielt mittlerweile die
regierungsfreundliche Tageszeitung Zeri. Ihr
Herausgeber Blerim Shala hat sich zum
Mitglied der Delegation ernennen lassen, die
demnächst mit Belgrad über die Statusfrage
verhandeln soll. So wird der unabhängige
Journalismus begraben. 

Trotz positiver Entwicklungen müssen viele
Kollegen in Kosovo unter schwierigen Bedin-
gungen arbeiten. Oft ist ihre Sicherheit nicht
gewährleistet. Die Medien nehmen nur die
weniger gefährlichen Politiker ins Visier, die
keine Banden und keine Geldströme kontrollie-
ren. Die ganz grossen Fische werden kaum kri-
tisiert, weil man Angst hat vor Attacken. Ein
weiteres Problem ist wirtschaftlicher Natur: 
In Kosovo wird kaum gelesen. In den 1980er
Jahren hatte die Tageszeitung Rilindja eine
Auflage von 100'000 Exemplaren. Heute gibt
es in Kosovo sieben Tageszeitungen, deren
Auflage zusammen nicht 30'000 Exemplare
übersteigt. 

* Interview per E-Mail. Fragen von Roland Brunner, medien-
hilfe.

Enver Robelli, Journalist beim Zürcher Tages-
Anzeiger und im Expertenpool der medienhilfe


